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1 Einleitung 

Ethik ist ein Modethema. In einer Zeit des Wandels mit den damit verbundenen Un-

sicherheiten scheint es ein besonders hohes Bedürfnis für Orientierungshilfen aller 

Art zu geben. Es ist daher nicht verwunderlich, dass gerade moderne Unternehmen 

verstärkt auf Leitbilder, Ethik-Kodizes, Verhaltensstandards (Codes of Conduct) 

setzen, um der Organisation ein Ziel zu geben und ihren Mitgliedern Anhaltspunkte 

für erwartetes Verhalten zu liefern. Im Zuge des NPM hielten seit den 1990er Jahren 

verstärkt betriebswirtschaftliche Inhalte Einzug in die öffentliche Verwaltung, um das 

Thema „Ethik“ ist es aber lange Zeit bemerkenswert ruhig geblieben. Diese Arbeit 

hat daher zweierlei zum Ziel: Zum einen soll ein Schlaglicht auf das Thema „Verwal-

tungsethik“ allgemein geworfen werden. Zum anderen werden bereits existierende 

Leitbilder ausgewählter sächsischer Behörden mittels Inhaltsanalyse auf ihren „ethi-

schen Gehalt“ hin untersucht und die gefundenen Ergebnisse in Bezug gesetzt zu 

empfohlenen Standards. Hierbei interessiert vor allem, welche Werte sich in den 

Leitbildern wiederfinden lassen und ob es möglich ist, die Leitbilder innerhalb der 

grundlegenden ethischen Spannungsfelder aus Konsequentialistischer versus deon-

tologischer Ethik und Individual- versus Institutionenethik zu verorten. 

Eine Darstellung zum aktuellen Stand der Verwaltungsethik in Deutschland folgt 

gleich im Anschluss in Kapitel 2. 

Kapitel 3 widmet sich noch einmal ausführlich der Fragestellung und der gewählten 

Methode, die der Inhaltsanalyse zugrunde liegt.  

In Kapitel 4 wird zunächst das Ausgangsmaterial festgelegt. Weiterhin wird auf den 

Ablauf der Analyse und insbesondere auf die Kategorien- und Indikatorenbildung 

eingegangen. 

Kapitel 5 enthält eine kurze Darstellung der Analysergebnisse, welche dann im Hin-

blick auf die Fragestellung zu diskutieren sind. 

Kapitel 6 enthält eine kurze Zusammenfassung der Ergebnisse. 
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2 Zur Ethik des Verwaltungshandelns 

2.1 Verwaltungsethik – Annäherung an einen schwer greifbaren Begriff  

 

Abbildung 1: Ethik, entnommen aus: https://www.brgdomath.com/ethik/definition-ethik/ [05.03.2020] 

 
Nähert man sich dem Begriff „Ethik“ über einfache Onlinesuche, so findet man sich 

innerhalb kürzester Zeit konfrontiert mit einer schier unüberblickbaren Fülle an Be-

griffsauslegungen, Theorien und nicht selten auch nur losen Gedanken. Sie alle 

strecken sich in ihrem mehr oder weniger ausgeprägtem Anspruch den Begriff der 

Ethik greifbar zu machen. Es muss ihnen allen misslingen: Die Antwort auf die Fra-

ge „Was ist überhaupt Ethik?“ unterscheidet sich je nach Disziplin und wissenschaft-

licher Perspektive. Eine Analyse der verschiedenen Zugänge zum Begriff „Ethik“ 

und eine ethiktheoretische Verortung der Verwaltungsethik ist ein eigenes spannen-

des Unterfangen, das in Ansätzen bereits unternommen worden ist.1 Für diese Ar-

beit, die eine umfassende ethiktheoretische Abhandlung nicht zum Ziel hat, reicht 

eine Annäherung.2 

 

Ethik ist zunächst der Teilbereich der Philosophie, der sich mit Moral befasst. Der 

oftmals anzutreffende Begriff „Moralphilosophie“ trifft hier durchaus den Kern der 

Sache. Dabei gibt es im Wesentlichen drei grundlegende Disziplinen:  

 
1 Die aktuell konsistenteste Zusammenschau bietet Lindner, Benjamin: Verwaltungsethik. Ein Lehr- 
und Lernbuch (Schriftenreihe Kommunale Hochschule für Verwaltung in Niedersachsen; hgg. v. Koop/ 
Weidemann, Band 18), Hamburg 2017. 
2 Vgl. für die folgende Darstellung: Düwell, Marcus et. al. (Hrsg.), Handbuch Ethik. 3. aktualisierte Auf-
lage, Stuttgart und Weimar 2011, S. 25-27. 
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1. Die Metaethik, die sich erst seit Beginn des 20. Jahrhunderts zu einer eigen-

ständigen Disziplin herausgebildet hat. Sie liefert die Grundlage für jede weitere 

Beschäftigung mit Moral, indem sie Sprache und Struktur ethischer Diskurse 

analysiert und reflektiert und als Ergebnis die notwendigen Begrifflichkeiten be-

reitstellt.  

2. Die normative Ethik, die Stengel definiert als „übergeordnetes Referenzsystem 

in einem sozialen System, das als Reflexionsrahmen herangezogen werden 

kann, um menschliches Verhalten zu beleuchten.“3 Sie stellt die die großen Fra-

gen nach der richtigen Moral und begibt sich zugleich auf die Suche nach den 

Antworten. Da die Beurteilung moralischen Handelns (Was ist gutes, moralisch 

richtiges Handeln?) mitunter in verschiedenen Lebensbereichen unterschiedlich 

ausfallen kann, bildeten sich innerhalb der angewandten Ethik, die wiederum 

Teilbereich der normativen Ethik ist, schnell unterschiedliche Bereichsethiken 

heraus, die sich gezielt einzelnen Lebensbereichen oder Systemen widmen und 

gültige Normen, Werte und Handlungsempfehlungen für den jeweiligen Bereich 

entwickeln. Verwaltungsethik wäre demzufolge die einschlägige angewandte 

Reflexionstheorie für das Politisch-Administrative (Sub-)System mit enger inhalt-

lichen Verbindung zur Politischen Ethik.  

3. Die deskriptive Ethik, die weder moralisches Urteilen noch Handlungsempfeh-

lungen zum Ziel hat. Sie fragt nicht nach der richtigen Moral, sondern nach der 

Natur von Moral überhaupt und beschreibt, normativer Neutralität verpflichtet, 

tatsächliches Handeln und real existierende Normen- und Wertesysteme. Ein 

solcher Zugang findet sich etwa in kulturanthropologischen, soziologischen und 

psychologischen Untersuchungen. Auch in der Verwaltungsethik ist eine de-

skriptive Herangehensweise denkbar. Sie würde Erkenntnisse über den Ist-

Zustand des Verwaltungshandelns liefern, die als Grundlage dient für die norma-

tive Ausarbeitung eines Soll-Zustandes. 

 

Die vorgestellte Einordnung greift auch Lindner in seinem Versuch der Definition 

von Verwaltungsethik auf. Ihm zufolge handelt es sich bei der Verwaltungsethik um 

„eine wissenschaftliche Disziplin, die als Teilgebiet der philosophischen 
Ethik in interdisziplinären Kontexten anwendungsorientiert und sämtliche 
Handlungsfelder der Verwaltung betreffend das ethische Urteil zu 
menschlichem Handeln und Erleben untersucht, indem sie methodisch 
in deskriptiver, normativer und metaethischer Perspektive verwaltungs-

 
3 Stengel, Martin zitiert nach: Wüstner, Kerstin: Verwaltungsethik – einleitende Überlegungen und 
Forschungsfragen, in: Lück-Schneider, Dagmar/ Kirstein, Denis (Hrsg.): Verwaltungsethik – Selbstver-
ständnis und Themenfelder in Lehre, Forschung und Praxis an den FHöD. Redebeiträge und Thesen 
des 24. Glienicker Gesprächs. Berlin 2013, S. 10. 
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relevante Werte, Normen und Tugenden reflektiert und anhand histo-
risch-systematisch erarbeiteter Modelle ethischer Begründung Verfahren 
und Techniken entwickelt, prüft und anwendet mit dem Ziel die Relevanz 
der Ethik für die Verwaltung zu begründen, ethische Prinzipien und Re-
geln für das Verwaltungshandeln zu klären, eine individual- und instituti-
onenethische Orientierung zu bieten sowie die Grundlagen zur Entwick-
lung ethischer Kompetenz zu erarbeiten.“4 

 
Etwas handlicher ist da die Definition von Faust, wonach Verwaltungsethik „die Leh-

re vom guten, richtigen administrativen Handeln ist.“5 An diesen beiden Definitionen 

zeigt sich das Spektrum des Begriffs in seiner ganzen Breite.  

 

2.2 Zur Notwendigkeit einer Verwaltungsethik  

Wie eingangs festgestellt, handelt es sich bei der Verwaltungsethik in Deutschland 

um ein vergleichsweise neues Phänomen, das im Zuge des NPM mit seinen Öko-

nomisierungsbestrebungen überhaupt erst auftauchte. 30 Jahre später kann von flä-

chendeckender, vernetzter Forschung nicht die Rede sein. (Fach-) Zeitschriftenarti-

kel und Beiträge werfen nur Schlaglichter auf die Thematik. Es fehlt nach wie vor 

das große Bild, wenngleich namentlich Thomas Faust und Hans Paul Prümm den 

Fokus ihrer Tätigkeit erkennbar auf Verwaltungsethik gesetzt haben. Es bleibt zu 

fragen, warum das Thema in Deutschland bisher nicht recht Fuß fassen konnte, 

warum kaum jemand überhaupt den Versuch anstellt, Ethik zu ergreifen – um im 

ursprünglichen Bild zu bleiben.  

Gründe dafür können in zwei Bereichen gesucht werden: Zum einen ist öffentliche 

Verwaltung in Deutschland in hohem Maße legalistisch geprägt. Art. 20 Abs. 3 GG 

bindet die Verwaltung an „Gesetz und Recht“, wobei Prümm nicht zu Unrecht fragt, 

von wem dieses dem Gesetz übergeordnete, ominöse Recht nun eigentlich 

stammt.6 Dennoch: Verwaltungshandeln in Deutschland ist in erster Linie normba-

siertes Handeln, dessen zentrale Kompetenz die Fähigkeit zur (selbstredend korrek-

ten) Rechtsanwendung ist und eingebettet in eine strikte Hierarchie von Normen.7 

Es mag also wenig verwundern, dass hierin weder Raum noch Notwendigkeit für 

über die Rechtsanwendung hinausgehende ethische Ansprüche an das berufliche 

Handeln gesehen wurde. Im Gegenteil könnten rein aus einer Verwaltungsethik ab-

geleitete, gesetzlich nicht begründbare und vielleicht vom Gesetzgeber auch nicht 

 
4 Lindner, Verwaltungsethik 2017, S. 200. 
5 Faust, Thomas: Verwaltungsethik in Zeit und Raum. In: Verwaltungsrundschau, Nr. 5/2012, S. 149-
152, hier: S. 149. 
6 Prümm, Hans Paul: Notwendigkeit einer verwaltungsethischen Didaktik. In: Trappe, Tobias (Hrsg.); 
Ausgewählte Probleme der Verwaltungsethik (I) (= Ethik der öffentlichen Verwaltung. Schriftenreihe der 
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Bd. 4), Frankfurt 2013, S. 21-55, hier: S. 30f. 
7 Vgl. dazu: Ebd., S. 32 f. 
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intendierte, konkrete Handlungsanweisungen sogar zu einem aus demokratischer 

Perspektive unerwünschten Eigenleben der Verwaltung führen.8 

Der zweite Faktor – und das erscheint zunächst widersprüchlich – liegt auch im 

NPM begründet. Zwar gelangte durch das NPM letztlich auch die Frage nach neuen 

ethischen Ansprüchen an modernes Verwaltungshandeln nach Deutschland, zu-

nächst war jedoch das Gegenteil der Fall: Mit dem NPM sollte „Unternehmergeist“ in 

die Verwaltung einziehen. Und ebenso wie eine starke Verrechtlichung, braucht 

auch eine strikte Ökonomisierung kein elaboriertes ethisches Fundament. Mittler-

weile hat sich in vielen Bereichen gezeigt, dass NPM und NSM9 mit ihren unzähli-

gen Management-Instrumentarien letztlich nicht die erhofften (und versprochenen) 

Effizienzsteigerungen mit sich brachten.10  

Eine prägnante Synopse der Argumente für die Notwendigkeit einer Verwaltungs-

ethik bietet Lindner ins seinem Lehrbuch zur Verwaltungsethik: 

1. Nicht alles kann gesetzlich geregelt sein und nicht alles soll gesetzlich geregelt 

sein (Grenzen des Rechts). 

Die vollziehende Gewalt ist nach Art. 20 Abs. 3 GG an Gesetz und Recht ge-

bunden. Daraus abgeleitet werden die beiden Grundsätze von Gesetzesvorrang 

und Gesetzesvorbehalt. Die Orientierung an der geltenden Rechtsordnung ist 

zuvörderstes Wesensmerkmal einer jeden Verwaltungstätigkeit. In unregulierten 

Räumen kann Verwaltungsethik Orientierung bieten. 

2. Trotz rechtlicher Sanktionen gibt es Fehlverhalten (z. B. Korruption). 

Diesem Argument liegt die Annahme zugrunde, dass Gesetze Fehlverhalten 

zwar im Nachhinein sanktionieren, jedoch bei unzureichender Abschreckung in 

der Regel nicht vorbeugen können – im Gegensatz zu entsprechend veranker-

tem ethischem Bewusstsein. 

3. Nicht alles, was (rechtlich) legal ist, ist auch (ethisch) legitim. 

4. Werte machen Rechtsordnungen erst legitim (z. B. Freiheit, Demokratie und 

Rechtsstaatlichkeit als ethische Prinzipien). 

5. Es gibt Erwartungen der Gesellschaft an die Verwaltung als Institution und an 

das Verwaltungshandeln des Individuums (z. B. Vertrauen). 

 
8 Vgl. Heimann, Hans Markus: Verwaltungsethik – ein Kategoriefehler? In: Lück-Schneider, Dagmar/ 
Kraatz, Erik (Hrsg.): Kompetenzen für zeitgemäßes Public Management: Herausforderungen für For-
schung und Lehre aus interdisziplinärer Sicht. Zum 25. Jubiläum der Glienicker Gespräche. Berlin 
2014, S. 123-129, hier S. 126. 
9 Vgl. dazu: KGSt: Das neue Steuerungsmodell. Begründungen, Konturen, Umsetzungen (=KGSt-
Bericht Nr. 5/93). 
10 Prümm, verwaltungsethische Didaktik, S. 36f. 
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Die Frage nach dem Zusammenspiel von Institutionen- und Individualethik hat 

Faust umfassend beleuchtet. Sein Verwaltungsethik-Kompass wird noch zu 

thematisieren sein.11 

6. Eine >gute Verwaltungspraxis< bedarf des Diskurses über ethische Fragen 

(z. B. Transparenz und Partizipation). 

7. Verwaltungsmitarbeiter haben ein Orientierungsbedürfnis (z. B. bei Ermessen, 

Dilemma-Situationen und Veränderungsprozessen). 

Dieser siebte und letzte Punkt ist gewissermaßen die Zusammenfassung und 

das zentrale Argument der vorangegangenen sechs Punkte. Wo moderne Ver-

waltung in unregulierten Bereichen tätig wird und Freiräume gefüllt werden müs-

sen, bedarf es einer handlungsleitenden ethischen Kompetenz der Verwal-

tungsmitarbeiter, die ihrerseits Ausfluss aus verwaltungsethischen Erkenntnis-

sen sein kann.12 

 

2.3 Praktische Umsetzung von Verwaltungsethik  

Bisher haben wir uns dem Phänomen Verwaltungsethik theoretisch zu nähern ver-

sucht. Dabei kann mit Trappe konstatiert werden, dass das Bild der Verwaltungs-

ethik schwankt „irgendwo zwischen hoher öffentlicher Wertschätzung, faktischer 

oder behaupteter Bedeutungslosigkeit, allgemeiner Begriffsverwirrung und dem dif-

fusen Gefühl, nicht recht zu wissen, wovon da eigentlich die Rede ist.“13  

2.3.1 Alte und neue Werte der Verwaltung 

„In der Ethik kulminiert der jedem konkreten sittlichen Agieren immanente Wertbe-

zug und die ihm immanente Aufgabe der Vergewisserung seiner Geltungsprätenti-

on.“14  

Andersherum müssen wir einen Blick auf die Werte werfen, die dem Verwaltungs-

handeln zugrunde liegen (sollen), um daraus Schlüsse ziehen zu können, in welche 

ethische Richtung die Verwaltung tendiert. Das Portfolio an Werten ist dabei schier 

 
11 Faust, Thomas: Verwaltungsethik in der Praxis: „Harte“ und „weiche“ Gesichtspunkte. In: Zeitschrift 
für Wirtschafts- und Unternehmensethik, 9 (2), o. O. 2008, S. 244-262. Außerdem: Ders.: Innovation 
und praxisorientierte Verwaltungsethik, in: Lück-Schneider, Dagmar/ Kirstein, Denis (Hrsg.): Verwal-
tungsethik – Selbstverständnis und Themenfelder in Lehre, Forschung und Praxis an den FHöD. Re-
debeiträge und Thesen des 24. Glienicker Gesprächs. Berlin 2013, S. 87-103. 
12 Zu den Argumenten s. Lindner, Verwaltungsethik 2017, S. 2 (Hervorhebungen und Kursiva im Origi-
nal); zu den Erläuterungen vgl. ebd. S. 2-8. 
13 Trappe, Tobias: Ethik der öffentlichen Verwaltung – eine Skizze. In: Busch, Dörte/ Kutscha, Martin 
(Hrsg.): Recht, Lehre und Ethik der öffentlichen Verwaltung. Festschrift für Hans Paul Prümm. Baden-
Baden 2013, S. 145. 
14 Krijnen, Christian: Zentrale Begriffe der Ethik „Wert“. In: Düwell, Marcus et. al. (Hrsg.), Handbuch 
Ethik. 3. aktualisierte Auflage, Stuttgart und Weimar 2011, S. 552. 
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unüberschaubar, es zeigt sich jedoch die Tendenz, in „alte“ und „neue“ Werte auf-

zuschlüsseln.15 Als tendenziell „alte“ Werte zählen Elemente, die in Deutschland 

eng mit den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums verbunden sind: 

Loyalität, Pflichtbewusstsein, Rechtschaffenheit, Rechtssicherheit, Allgemeinwohlo-

rientierung, Unparteilichkeit, Neutralität, Integrität.16 

Die neueren Werte klassifizieren Röber/Huhnholz zusammenfassend nach drei 

Werteparadigmen für die öffentliche Verwaltung:17  

1. Das unternehmerische Paradigma mit Schlagworten wie Effizienz, Wettbewerb, 

Profitorientierung, Steuerung, Vernetzung. 

2. Das demokratische Paradigma mit der Frage nach der Legitimation öffentlichen 

Handelns und Schlagworten wie Transparenz, Rechenschaft, Kontrolle, Kom-

munikation, Partizipation. 

3. Das serviceorientierte Paradigma mit Schlagworten wie Dienstleistungsverwal-

tung, Kundenorientierung, Gemeinwohlorientierung. 

Freilich ist eine vollständige Auflistung aller neueren Werte weder abschließend 

möglich noch sinnvoll. Die exemplarische Auflistung dürfte aber gut zeigen, in wel-

chem Umfeld wir uns gedanklich bewegen, wenn über neue Werte nachgedacht 

werden soll. Auch bedeutet die Einführung neuerer Werte keinesfalls zwingend die 

Ablösung der alten. Allgemeinwohlorientierung und Integrität, verstanden als Unbe-

stechlichkeit, sind hergebrachte Grundsätze, die ihre Geltung weiterhin bewahrt 

haben. Die Herausforderung eines pluralisierten Wertekanons liegt in der gestiege-

nen Wahrscheinlichkeit, dass Werte miteinander in Konflikt geraten. In diesen Fällen 

brauchen Verwaltungsmitarbeiter verlässliche Hilfen, wie sie die entstandenen (Di-

lemma-) Situationen auflösen können.  

 

 
15 Für die folgenden Aufzählungen vgl. Demmke, Christoph: Öffentliche Meinung, Ethik und die Reform 
der öffentlichen Dienste in Europa. In: von Maravic, Patrick/ Reichard, Christoph (Hrsg.): Ethik, Integri-
tät und Korruption – Neue Herausforderungen um sich wandelnden öffentlichen Sektor? Potsdam 
2005. S. 95, 117, 123. Weiterhin Röber, Manfred/ Huhnholz, Klemens: Verwaltungsmodernisierung 
und Verwaltungsethik. Auf der Suche nach Zusammenhängen zwischen New Public Management und 
Korruption. In: Verwaltung & Management. Zeitschrift für moderne Verwaltung 3/2011. S. 115-133, 
hier: S. 115, 119-122. Schwarting, Gunnar: Verwaltung 2025. Versuch einer Reflexion. In: Trappe, 
Tobias (Hrsg.); Ausgewählte Probleme der Verwaltungsethik (I) (= Ethik der öffentlichen Verwaltung. 
Schriftenreihe der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Bd. 4), Frankfurt 2013, S. 141-176, hier: 
152-173.; Gottschall, Karin et. al.: Weder Staatsdiener noch Dienstleister: Selbstverständnis öffentlich 
Beschäftigter in Deutschland (= TranState Working Papers, No. 187, Collaborative Research Center 
597 – Transformation of the State), Bremen 2015, S. 2f. 
16 Thedieck, Franz/ Banke, Bernd: Verwaltung zwischen Altruismus und institutionalisiertem Dilemma. 
In: Kompetenzen für zeitgemäßes Public Management: Herausforderungen für Forschung und Lehre 
aus interdisziplinärer Sicht. Zum 25. Jubiläum der Glienicker Gespräche. Berlin 2014, S. 109-122, hier 
S. 118-120. 
17 Röber/Huhnholz, Verwaltungsmodernisierung, S. 121f. 
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2.3.2 Verwaltungsethik-Kompass nach Thomas Faust 

Die Vielgestalt an unterschiedlichen, einander mitunter auch munter widersprechen-

den Vorstellungen darüber, welchen Werten sich moderne Verwaltung verpflichtet 

fühlen soll, macht eines überdeutlich: die eine, mit universellem Letztbegründungs-

anspruch versehene Verwaltungsethik kann es nicht geben. Stattdessen finden 

auch spezifisch verwaltungsethische Überlegungen letztlich innerhalb der großen 

richtungsweisenden Spannungslinien von Individual- versus Institutionenethik und 

konsequenzialistischer versus deontologischer Ethik statt.  

Individualethik und Institutionenethik beziehen sich auf die Determinanten und 

Rahmenbedingungen menschlichen Verhaltens. Bei der Individualethik liegt die Ur-

sache für moralisches Handeln im Individuum selbst; handlungsleitend sind hierbei 

entweder vollständig verinnerlichte externe Normen oder selbst gesetzte interne 

Normen. Oftmals wird hier auch auf Tugenden rekurriert, wenngleich die zugrunde-

legende Theorie der Tugendethik als Typus korrekterweise eigenständig innerhalb 

der Trias von teleologischer Ethik, deontologischer Ethik und eben Tugendethik zu 

verorten ist.18 Institutionenethik hingegen sucht nach den ethischen Rahmenbedin-

gungen für richtiges Handeln ihrer Mitglieder und dient insofern der Reduktion von 

Komplexität und koordiniert Verhalten innerhalb einer Institution.19 

Konsequentialistische Ethik ist ein Sammelbegriff für diejenigen ethischen Theorien, 

die die moralische Güte einer Handlung nach ihren (voraussichtlichen) Folgen (Kon-

sequenzen) beurteilen. Sie ist in höchstem Maße wirkungsorientiert. Diese Grund-

haltung schlägt sich etwa in dem Allgemeinplatz wonach der Zweck die Mittel heilige 

nieder. Bekanntester Vertreter einer konsequentialistischen Ethik dürfte der Utilita-

rismus sein. Gegensätzlich argumentiert die deontologische Ethik (auch Pflichtethik 

genannt). Ihre Vertreter bestimmen den moralischen Wert einer Handlung danach, 

ob sie aufgrund einer normativen Verpflichtung begangen wird und ob sie regelkon-

form begangen wird. Eine ähnliche Struktur begegnet uns im Begriffspaar Gesin-

nungsethik und Verantwortungsethik des deutschen Soziologen Max Weber, dem 

nicht nur der Bürokratieansatz mit der Behörde als zugehörigem Idealtypus zu ver-

danken ist. Ein typischer Gesinnungsethiker ist für Weber jemand, der sich zur 

Rechtfertigung seines Handelns ausschließlich auf seine subjektive Gesinnung be-

ruft.20 

 
18 Quante, Michael: Einführung in die Allgemeine Ethik. 4. Auflage Darmstadt 2011, S. 138. 
19 Vgl. Weise, Peter: Individualethik oder Institutionenethik: die Resozialisierung des homo oeconomi-
cus. In: Zeitschrift für Wirtschafts- und Unternehmensethik, 1 (1), 2000, S. 9-35, hier: S. 9f. 
20 Vgl. Fonk, Peter: Das Gewissen. Was es ist – wie es wirkt – wie weit es bindet (=Topos plus Ta-
schenbücher, Band 543). Kevelaer 2004, S. 194. 
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Es sind dies nicht weniger als die Himmelsrichtungen, an denen sich eine Ethik der 

Verwaltung orientieren kann, daher ist das Bild des Verwaltungsethik-Kompasses 

von Thomas Faust trefflich gewählt. Dieser dient der Verortung von Phänomenen 

und konkreten Maßnahmen einer Verwaltung mit dem Ziel, ein möglichst hohes 

Maß an Gleichgewicht zwischen den Perspektiven zu erreichen. 

 

 

 

2.3.3 Europäischer Kodex für gute Verwaltungspraxis 

Beim Europäischen Kodex für gute Verwaltungspraxis21 handelt es sich um Leitli-

nien der Europäischen Union. Sie dienen gleichzeitig der Umsetzung des in Artikel 

41 GRCh („Recht auf eine gute Verwaltung“) und wurden ab dem Jahr 2005 durch 

den Bürgerbeauftragten der Europäischen Gemeinschaften herausgegeben. Anders 

als Wortlaut und Entstehung indes vermuten ließen, besitzt der Kodex keinerlei 

rechtliche Verbindlichkeit, auch nicht für EU-Beamte, da es ihm bereits an fehlender 

Rechtsetzungsermächtigung der herausgebenden Stelle mangelt. Das Europäische 

Parlament selbst hat den Kodex lediglich gebilligt, ihn jedoch weder in den Rang 

 
21 Abrufbar unter: https://www.ombudsman.europa.eu/de/publication/de/3510; zuletzt aufgerufen am 
08.03.2020. 

Abbildung 2: Verwaltungsethik-Kompass entnommen aus: Faust, Glienicker Gespräche S. 99. 
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einer Rechtsvorschrift noch zur Verwaltungsvorschrift mit interner Verbindlichkeit 

erhoben.22 

Zu den Inhalten, die der Kodex für gute Verwaltungspraxis als solche normiert, ge-

hört eine „offene, effiziente und unabhängige europäische Verwaltung“23 als Zielbe-

stimmung. Diese wird gefördert durch die fünf allgemeinen Grundsätze des öffentli-

chen Dienstes für EU-Beamte:  

1. Engagement für die Europäische Union und ihre Bürger 

Hierzu gehören die Komponenten: Bewusstsein über den Auftrag der EU, Quali-

tätsanspruch der eigenen Arbeit, Verantwortungsbewusstsein/ Vorbildfunktion. 

2. Integrität 

Hierzu gehören die Komponenten: über bloße Rechtmäßigkeit hinausgehendes 

ethisches Bewusstsein („Anstand“), Unbefangenheit, Unbestechlichkeit. 

3. Objektivität 

Hierzu gehören die Komponenten: Unparteilichkeit, Aufgeschlossenheit, Abwä-

gungsbereitschaft, Kritikfähigkeit (Bereitschaft, „Fehler anzuerkennen und zu 

korrigieren“), Ausüben von Beurteilungsspielräumen und Ermessen nach objek-

tiven Leitkriterien, Diskriminierungsverbot, kein persönlicher Sympathie-Bonus/ 

Antipathie-Malus. 

4. Achtung vor anderen Menschen 

Hierzu gehören die Komponenten: Respekt gegenüber Kollegen und Bürgern, 

Höflichkeit, Hilfsbereitschaft, Kooperativität, termingerechte Aufgabenerfüllung, 

Kommunikationsfähigkeit. 

5. Transparenz 

Hierzu gehören die Komponenten: Auskunftsbereitschaft, Begründung des eige-

nen Handelns, ordnungsgemäße Aktenführung. 

Diese einleitenden Grundsätze finden ihre Präzisierung anschließend in den Artikeln 

4 bis 24 des Kodex. Die nachfolgende Tabelle ist der Versuch, die unzähligen 

Einzelbestandteile des Kodex zu sortieren. Ausgangspunkt bilden die oben 

genannten Grundsätze. Diese fungieren als Kategorien für die im Kodex 

enthaltenen Anforderungen an gutes Verwaltungshandeln.  

 
22 Vgl. hierzu: Laubinger, Hans-Werner: Art. 41 (Recht auf gute Verwaltungspraxis) und der Europäi-
sche Kodex für gute Verwaltungspraxis im Lichte des deutschen Verwaltungsrechts. Beitrag zur Fest-
schrift für Hans Peter Bull. 2011, S. 1-3; über: 
https://web.archive.org/web/20160119042225/http://www.jura.uni-
mainz.de/Dateien/Laubinger_FS_Bull.pdf; zuletzt aufgerufen am 08.03.2020. 
23 Kodex, Einleitung Abs. 2. 
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Grundsatz Ausprägung 

Engagement für die EU und ihre Bürger Art. 10 Nr. 1, 2; 18 Nr. 2; 19 

Integrität Art. 7 

Objektivität Art. 5; 8; 9; 11; 12 Nr. 3; 13 

Achtung vor anderen Menschen 
Art. 10 Nr. 3; 12 Nr. 1, 2; 14; 15; 17 Nr. 

1; 20 

Transparenz 
Art. 10 Nr. 1, 3; 17 Nr. 2; 18 Nr. 1, 3; 21; 

22; 23; 24 

Einen Sonderfall bilden die Artikel 4 (Rechtmäßigkeit), 6 (Verhältnismäßigkeit) und 

16 (Anhörungsrecht). Es ist zumindest bemerkenswert, dass Rechtmäßigkeit in den 

einführenden Grundsätzen nicht als eigenständige Kategorie genannt wird. Verhält-

nismäßigkeit und Anhörungsrecht ließen sich unter Rechtmäßigkeit subsumieren. 

Tabelle 1: Kategorisierung EU-Kodex 

 

Insgesamt bestätigt sich der Eindruck, den Laubinger schon 2011 zusammenfas-

send an das Ende seiner Auslegung gesetzt hat: „Der Kodex enthält eine unsyste-

matische bunte Mischung von zumeist vernünftigen Regeln, die teils subjektive 

Rechte, teils objektive Grundsätze statuieren. Dem deutschen Verwaltungsrecht 

vermögen sie keine wesentlichen Impulse vemitteln.“24 

 

2.3.4 Ethikprinzipien nach ASPA, Nolan-Committee und OECD 

Die Frage nach objektiven Prinzipien und „Grundregeln“ guten Verwaltungshandelns 

hat letztlich eine globale Dimension. Besonders hervorzuheben sind aufgrund ihres 

Einflusses auch für die deutsche Auseinandersetzung mit dem Thema Verwaltungs-

ethik die Erkenntnisse der drei in der Überschrift genannten Einrichtungen: Die 

American Society of Public Administration (ASPA) mit ihrem 2013 überarbeiteten 

Code of Ethics, das Nolan-Committee mit seinen 1995 für Großbritannien heraus-

gegebenen Seven Principles of Public Life sowie die internationale Verwaltungs-

ethik-Studie Trust in Government. Ethics Measures in OECD Countries der Organi-

sation for Economic Cooperation and Development (OECD) aus dem Jahr 2000. 

Ihre Prinzipien lassen sich wie folgt skizzieren: 

 
24 Laubinger, FS Bull 2011, S. 28. 
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ASPA25 Nolan-Committee26 OECD27 

Advance the Public Interest Selflessness Impartiality 

Uphold the Constitution and the 

Law 

Integrity Legality 

Promote democratic participati-

on 

Objectivity Integrity 

Strengthen social equity Accountability Transparency 

Fully Inform and Advise Openness Efficiency 

Demonstrate personal integrity Honesty Equality 

Promote Ethical Organizations Leadership Responsibility 

Advance Professional 

Excellence 

 Justice 

Tabelle 2: ASPA, Nolan-Committee, OECD 

 

Für die OECD-Studie ist allerdings darauf hinzuweisen, dass es sich hierbei nicht 

um für die Verwaltung entwickelte Leitbilder handelt, sondern um das Ergebnis einer 

international durchgeführten Befragung. Die genannten Werte sind dabei die am 

häufigsten genannten Wünsche und Vorstellungen darüber, welches die Kernwerte 

(core values) von Verwaltungen der befragten OECD-Mitgliedsstaaten sein sollen. 

Betrachtet man die Kernwerte des Nolan-Committees sowie der OECD fällt auf, 

dass es um Verwaltungshandeln in Deutschland auch ohne Ethik-Kodizes recht gut 

bestellt bestellt zu sein scheint. Die internationalen Leitprinzipien beinhalten aus 

deutscher Sicht zu großen Teilen Grundprinzipien verantwortlicher Amtsführung: 

Verantwortung, Integrität, Gerechtigkeit und Gemeinwohlorientierung.  

 
  

 
25 https://www.aspanet.org/ASPA/Code-of-Ethics/Code-of-Ethics.aspx; aufgerufen am 11.03.2020. 
Zusätzlich verfügbar ist ein Guide mit praktischen Handlungsanweisungen für Verwaltungsmitarbeiter 
unter https://www.aspanet.org/ASPADocs/ASPA%20Code%20of%20Ethics-
2013%20with%20Practices.pdf 
26 https://www.gov.uk/government/publications/the-7-principles-of-public-life/the-7-principles-of-public-
life--2; aufgerufen am 11.03.2020. 
27 Vgl. Chart 1: „The 8 most frequently stated core public service values in OECD countries“ über: 
https://www.oecd.org/gov/ethics/48994450.pdf; aufgerufen am 11.03.2020; S. 32. 
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3 Inhaltsanalyse von Leitbildern ausgewählter sächsischer 
Behörden – Methode und Fragestellung 

Wie eingangs bereits angesprochen sollen in den folgenden Kapiteln Leitbilder aus-

gewählter sächsischer Behörden mittels Inhaltsanalyse auf ihren „ethischen Gehalt“ 

hin untersucht und die gefundenen Ergebnisse in Bezug gesetzt werden zu empfoh-

lenen Standards.  

Als Methode wird dabei die integrative Inhaltanalyse nach Werner Früh gewählt. Sie 

verbindet quantitatives mit qualitativem Vorgehen und induktive mit deduktiver Ka-

tegorienbildung.28 Der Vorteil der gewählten Methode für dieses Forschungsvorha-

ben liegt in der Kombination aus geisteswissenschaftlicher Textinterpretation und 

sozialwissenschaftlichen Methoden. Sie erlaubt eine flexible Anpassung an die Be-

dürfnisse des Vorhabens. Die integrative Inhaltsanalyse fragt als solches nicht da-

nach WAS in den Texten steht, sondern vielmehr OB und in welchem Umfang vor-

her bestimmte Merkmale in den Texten vorhanden sind. Dies entspricht vollumfäng-

lich dem inhaltlichen Interesse dieser Arbeit. Die Kategorien werden dabei deduktiv 

aus vorhandener Literatur abgeleitet und induktiv aus den Texten ergänzt. Es han-

delt sich hierbei um eine qualitative Vorarbeit. Anschließend werden die Leitbilder 

entsprechend kodiert und quantitativ mittels Auszählung erfasst und weiterverarbei-

tet.29 Im Unterschied zu Früh, der eine rein deduktive Ableitung der Hauptkategorien 

und lediglich eine induktive Ergänzung von Unterkategorien vorsieht, wurden in die-

ser Arbeit bei Bedarf auch Hauptkategorien nach induktiver Erkenntnis gebildet. 

Formale Kategorien ohne inhaltlichen Bezug (etwa Textlänge, Aufteilung in Absätze) 

sind für diese Arbeit nicht von Bedeutung. 

Innerhalb der Leitbilder wird jede (Sub-)Kategorie nach ihrem Vorkommen einmalig 

codiert. Bei der Codierung sind vorrangig die spezielleren Unterkategorien zu erfas-

sen. Nur wenn eine Aussage nicht eindeutig einer spezielleren Unterkategorie zu-

zuordnen ist, wird die Oberkategorie codiert. Die Datenerhebung erfolgt unmittelbar 

in ein eigens entworfenenes Excel-Tabellenblatt. Der Vorteil liegt in den umfangrei-

chen Auswertungs- und Filtermöglichkeiten, die sich durch die digitalisierte Erfas-

sung ergeben. Hierbei wird das Auftreten einer Kategorie dichotom codiert (0 = tritt 

nicht auf; 1 = tritt auf). Da die Verfasserin nicht nur die Entwicklerin des For-

schungsdesigns ist, sondern gleichzeitig einzige Kodiererin, wird auf die Ausformu-

lierung eines Codebuchs als Anweisungsheft verzichtet und das Vorgehen hier an 

geeigneter Stelle transparent gemacht. Weiterhin entfallen aufgrund der angespro-

 
28 Vgl. Früh, Werner: Inhaltsanalyse. Theorie und Praxis (= UTB-Nr. 2501). 9. überarbeitete Auflage, 
Konstanz und München 2017, S. 67. 
29 Vgl. Ebd. S. 66-68. 
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chenen Voraussetzungen die einschlägigen Reliabilitätsprüfungen zur Inter- und 

Intracoderreliabilität. Der Verfasserin ist bewusst, dass sich dadurch Risiken für die 

Qualität der Ergebnisse ergeben können.  

Grundlegendes Interesse gilt dabei folgenden Fragen: 

Der „ethische Gehalt“ von Leitbildern manifestiert sich in den geäußerten Wertvor-

stellungen. Welche Werte und Vorstellungen werden in den zu untersuchenden 

Leitbildern aufgeführt? Welche Werte werden durchgehend angesprochen, welche 

tauchen nur vereinzelt auf?  

 

4 Inhaltsanalyse der Leitbilder 

4.1 Untersuchungsgegenstand und Analyseeinheit 

Kern einer jeden Inhaltsanalyse ist die Untersuchung von Kommunikationsinhalten 

zu einer bestimmten Forschungsfrage. Dabei sind für die Untersuchung geeignete 

Analyseeinheiten zu bestimmen, die hinsichtlich der gewählten Fragestellung unter-

sucht werden sollen.30 Gegenstand dieser Untersuchung sind Leitbilder sächsischer 

Behörden. 

Leitbilder formulieren kurz und prägnant den Auftrag (Mission), die strategischen 

Ziele (Vision) und die wesentlichen Orientierungen für Art und Weise ihrer Umset-

zung (Werte) einer Organisation, ohne bereits konkrete Maßnahmen zur Umsetzung 

zu enthalten.31  

Auszuwählen waren Leitbilder „sächsischer Behörden“. Die Bezeichnung ist inso-

weit auslegungsbedürftig, als dass darunter sowohl Staatsbehörden als auch kom-

munale Behörden in Sachsen zu verstehen wären. Für diese Untersuchung wurde 

daher folgende Klarstellung getroffen: Untersucht werden die Leitbilder sächsischer 

Staatsbehörden. Der Grund dafür ergibt sich aus der ethiktheoretischen Vorarbeit. 

Wann immer über alte und neue Werte für Verwaltungen zu diskutieren war, waren 

die alten Werte und die hergebrachten Selbstverständnisse eines Verwaltungsmit-

arbeiters geprägt von den Grundsätzen des Beamtentums und einem spezifischen 

Beamtenethos. Wenn also etwa über Loyalität zu reden ist, dürfte sich die Anforde-

rungen an einen Beamten, der seinem Dienstherren über ein Dienst- und Treuever-

hältnis per Eid verpflichtet ist und dafür von diesem alimentiert wird, grundlegend 

anders gestalten, als bei einem Angestellten, der sich per Arbeitsvertrag an seinen 

Arbeitgeber bindet und dessen Gehalt letztlich Austausch für seine Arbeitskraft dar-
 

30 Vgl. Früh: Inhaltsanalyse, S. 76. 
31 Vgl. Punkt 1.1 Leitbild einer Organisation in: Beitrag „Leitbild“ im Online-Verwaltungslexikon olev.de, 
Version 2.4 unter: https://olev.de/l/leitbild.htm; aufgerufen am 14.03.2020. 



 19

stellt. Es wäre eine eigenständige Vorüberlegung von Nöten, ob und inwieweit sich 

Beamten- und Angestelltenethos voneinander unterscheiden und wie hoch der Aus-

strahlungseffekt eines Beamtenethos heute noch ist. Da dies im Rahmen dieser 

Arbeit nicht geschehen kann und nach Wissen der Verfasserin bisher auch über-

haupt noch nicht untersucht ist, erfolgt eine Beschränkung auf staatliche Behörden, 

die, anders als Kommunalbehörden, über einen hohen Anteil verbeamteter Mitarbei-

ter verfügen.32 

„Gute Leitbilder haben Wirkungen nach innen und nach außen (…).“33Gesucht wur-

de daher nach online veröffentlichten und der Bevölkerung zugänglichen Leitbildern 

unter dem Stichwort „Leitbild“ innerhalb der Online-Auftritte (Homepages) sächsi-

scher Behörden. Ausgeschlossen wurden die Leitbilder der Sächsischen Landes-

krankenhäuser, da diese eine spezifisch medizinethische Prägung aufweisen und 

somit folgerichtig eher der Medizinethik denn der Verwaltungsethik zuzuordnen sind. 

Die Suche führte zu einer Gesamtzahl von acht zu berücksichtigenden Leitbildern, 

die allesamt in die Untersuchung aufgenommen wurden.34 

Behörde Kürzel 

Staatsarchiv Sachsen LB1 

Staatsbetrieb Sachsenforst LB2 

Staatliche Betriebsgesellschaft für Umwelt und Landwirtschaft (BfUL) LB3 

Sächsischer Rechnungshof LB4 

Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) LB5 

Staatsbetrieb Deutsches Zentrum für barrierefreies Lesen (dzb lesen) LB6 

Staatsbetrieb Sächsisches Immobilien- und Baumanagement (SIB) LB7 

Landesfeuerwehr- und Katastrophenschutzschule Sachsen (LFS) LB8 

Tabelle 3: Ausgewählte Leitbilder 

 

 
32 Für 2018 ergibt sich auf Landesebene eine Beamtenquote von je nach Betrachtung 25 bis 30 Pro-
zent. Die Beamtenquote in Kommunen liegt bei etwa fünf Prozent. Quelle: Statistisches Landesamt 
Sachsen: Personalstandsstatistik 2018, Kamenz 2019; https://www.statistik.sachsen.de/html/856.htm; 
aufgerufen am 19.03.2020. 
33 Punkt 2 Abs. 2 Leitbild einer Organisation in: Beitrag „Leitbild“ im Online-Verwaltungslexikon olev.de, 
Version 2.4 unter: https://olev.de/l/leitbild.htm; aufgerufen am14.03.2020. 
34 S. Anhang 1 bis 8. 
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Als Analyseeinheit wird jeweils der ganze Textkörper einschließlich der Überschrif-

ten definiert. Bilder, Abbildungen sowie sonstige grafische Darstellungen samt zu-

gehörigen Texten, etwa Bildunterschriften, werden nicht betrachtet.  

4.2 Kategorien und Indikatoren 

Die Güte einer derartigen Untersuchung hängt maßgeblich von der Qualität des 

Kategoriensystems ab. Dieses gibt vor, auf welche Inhalte das Material überhaupt 

untersucht werden soll und nur wenn die Kategorien sinnvoll gebildet und valide 

sind, lassen sich aus den codierten Daten überhaupt Erkenntnisse gewinnen. 

Indikatoren sind sprachliche Zeichen, die semantisch auf die Kategorie, der sie zu-

geordnet sind, verweisen.  

Für die vorliegende Untersuchung ist dies eine der großen Schwierigkeiten. Es gibt, 

wie bereits angesprochen, keine verbindlichen Empfehlungen, denen man eine vor-

gefertige Liste an möglichen Kategorien entnehmen könnte, so wie es überhaupt 

keine vergleichbaren empirischen Untersuchungen weder national noch internatio-

nal gibt. Daher wurden für diese Arbeit zwei voneinander unabhängige Analysen 

durchgeführt. In der ersten Analyse werden diejenigen (Werte-)Begriffe, die in der 

Literatur am Häufigsten in Verbindung mit Werten der Verwaltungsethik genannt 

werden, ohne weitere Unterteilung als Kategorien festgelegt (Einfaches Kategorien-

system) und die Leitbilder auf das Vorhandensein dieser Kategorien überprüft. 

In einem zweiten Anlauf wird ein umfassenderes Kategoriensystem (Erweitertes 

Kategoriensystem) eingeführt, auf dessen Grundlage die Leitbilder differenzierter 

aufgeschlüsselt werden können. Es bleibt dennoch zu beachten, dass es sich hier-

bei um einen Vorschlag handelt.  

4.2.1 Einfaches Kategoriensystem 

Das einfache Kategoriensystem ist Ergebnis einer deduktiven Vorgehensweise. Aus 

der Literatur wurden folgende Werte extrahiert, die zugleich die Basiskategorien 

bilden: 

Loyalität, Pflichtbewusstsein, Rechtmäßigkeit, Neutralität, Unabhängigkeit, Objektivi-

tät, Integrität als Vertreter „alter“ Werte. 

Effizienz, Transparenz, Qualität, Partizipation, Dienstleistungsorientierung, Eigen-

verantwortung als meistgenannte Vertreter „neuer“ Werte.35 

Hieraus ergibt sich folgendes System: 

 
35 Vgl. Kapitel 2.3.1 dieser Arbeit. 
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Code Kategorie Definition Indikatoren 

K1 Loyalität Loyalität beschreibt ein 

treues, zustimmendes, 

legales Verhalten eines 

Beamten gegenüber sei-

nem Dienstherren. 

Loyalität, loyal, Treue  

K2 Pflichtbewusstsein Der Beamte ist sich sei-

ner gesetzlichen Dienst-

pflichten bewusst. 

Pflichtbewusstsein, 

Pflicht, Grundsätze des 

Dienstes 

K3 Rechtmäßigkeit Bindung des Verwal-

tungshandelns an Gesetz 

und Recht.  

Eng auszulegen! 

Rechtmäßiges Handeln, 

Bindung an Gesetz und 

Recht, Gewährleistung 

von Rechtssicherheit  

K4 Neutralität Politisches Neutralitäts-

gebot; Unparteilichkeit. 

Neutralität, neutral, un-

parteilich 

K5 Unabhängigkeit Unabhängigkeit des Be-

amten von politischen 

und wirtschaftlichen Ein-

flüssen. 

Unabhängigkeit, unab-

hängig von Partikularin-

teressen 

K6 Objektivität Amtausübung ohne An-

sehen der Person; Dis-

kriminierungsverbot 

Objektivität, objektiv, 

Gleichbehandlung, 

sachorientiertes Arbei-

ten, Entscheidungen 

nach objektiven Kriterien 

K7 Integrität Persönliche Merkmale 

des Beamten: Recht-

schaffenheit in der per-

sönlichen Lebensfüh-

rung.  

Integrität, integer, recht-

schaffen, unbestechlich, 

Korruptionsverbot, auch 

Maßnahmen der Integri-

tätssicherung (Compli-

ance) 

K8 Effizienz Aus der Ökonomie: Wirk-

samkeit und Wirtschaft-

lichkeit. 

Effizient, effizient, Effek-

tivität, effektiv, Wirt-

schaftlichkeit, wirtschaft-
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liches Arbeiten, Kosten-

bewusstsein, verantwor-

tungsvoller Umgang mit 

finanziellen Ressourcen 

K9 Transparenz Transparenz des Verwal-

tungshandelns nach au-

ßen.  

 

Information, Begrün-

dung des Verwaltungs-

handelns, alle Maßnah-

men, die die Nachvoll-

ziehbarkeit staatlichen 

Handelns garantieren 

können. 

Nicht erfasst werden 

Anforderungen interner 

Transparenz (etwa zwi-

schen Kollegen, Vorge-

setzten) 

K10 Qualität Beschaffenheit und Güte 

einer Leistung.  

Qualitätsorientierung, -

bewusstsein des Amts-

handelns, Kompeten-

zen, Bereitschaft und 

Angebot zu Fort- und 

Weiterbildung, Evaluati-

on, Ergebniskontrolle, 

Steuerung, Prozessop-

timierung, Zielerrei-

chung, Offenheit für 

Kritik, Innovation, Zu-

sammenarbeit mit ex-

ternen Partnern, sofern 

dies explizit der Erzie-

lung qualitativ hochwer-

tigerer Ergebnisse dient. 

K11 Partizipation Maßnahmen der Bürger-

beteiligung. 

 

Eng auszulegen! Ein-

deutige Absicht zur Be-

teiligung von Bürgern 

und/ oder Entwicklung 
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geeigneter Formate (z. 

B. Bürgerpanel, Bürger-

haushalt). 

Nicht Kooperation mit 

externen Stakeholdern. 

K12 Dienstleistungsori-

entierung 

Selbstverständnis der 

Verwaltung als Dienst-

leister.  

Dienstleister, Dienstleis-

tung, Verwendung des 

Kundenbegriffs, Service, 

Erreichbarkeit. 

K13 Eigenverantwortung Bereitschaft, eigene Ent-

scheidungen zu treffen 

und für das eigene Han-

deln Verantwortung zu 

übernehmen.  

Eigenverantwortung, 

eigenverantwortlich, 

Flexibilität, Entschei-

dungsspielräume, Frei-

heiten, Deregulierung 

Tabelle 4: Einfaches Kategoriensystem 

  

Kritik 

Die Schwäche des einfachen Kategoriensystems liegt in seiner Kürze. Die Redukti-

on auf einige wenige Schlagworte ermöglicht nur eine recht oberflächliche Analyse. 

Zudem sind die Indikatoren der einzelnen Kategorien mitunter äußerst breit gefasst, 

sodass aus den gewonnen Daten nicht geschlossen werden kann, in welcher Di-

mension die Kategorien im Einzelnen angesprochen werden. Die Codierung nach 

einfachem Kategoriensystem mag für den groben Überblick nur aufzuzeigen, wel-

che Kategorien überhaupt „irgendwie“ abgebildet werden. 
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4.2.2 Erweitertes Kategoriensystem 

Nachdem das einfache Kategoriensystem einen ersten Überblick liefert, wurde in 

einem zweiten Ansatz ein erweitertes Kategoriensystem entworfen. Dieses wurde 

mithilfe einer Kombination aus induktivem und deduktivem Vorgehen abgeleitet. 

Beim deduktiven Vorgehen sind die Kategorien bereits aus bestehenden Theorien 

zum Untersuchungsgegenstand ersichtlich und somit vorgegeben, wohingegen 

beim induktiven Vorgehen die Kategorien aus der Analyseeinheit selbst entwickelt 

werden. Für die vorliegende Arbeit gibt es keine spezifischen Theorien zum Unter-

suchungsgegenstand. Dies kann aber insofern dahinstehen, als dass in der Literatur 

regelmäßig auf bestimmte Wertvorstellungen Bezug genommen wird, etwa die Wer-

te des Beamtenethos oder die Werte des NPM. Diese werden dem deduktiven Vor-

gehen entsprechend als Kategorien oder Subkategorien erfasst. Ergänzend werden 

die Leitbilder im induktiven Verfahren einzeln durchgesehen und die noch unbe-

rücksichtigten Variablen in das deduktive Kategoriensystem integriert. Bei der Ko-

dierung gilt: Speziell vor allgemein, das heißt, dass zunächst immer zu prüfen ist, ob 

eine der speziellen Unterkategorien zutrifft. Nur, wenn dies nicht der Fall ist, oder 

die Zuordnung aufgrund von fehlendem inhaltlich-präzisierendem Kontext nicht ein-

deutig möglich ist, ist stattdessen die Oberkategorie zu kodieren. 

 

Code Kategorie  Definition Indikatoren 

K1  Transparenz Offenlegung und Nach-

vollziehbarkeit von Han-

deln. 

Transparenz, transparen-

tes Arbeiten, Information, 

informieren, Kommunikati-

on, Herstellung von Öf-

fentlichkeit, Begründung, 

Klarheit 

K10 Transparenz, Au-

ßenverhältnis 

Offenlegung und Nach-

vollziehbarkeit des Ver-

waltungshandelns im 

Verhältnis zum Bür-

ger/Kunden 

Siehe oben 

K11 Datenschutz Schutz persönlicher 

Rechte. 

Wahrung persönlicher 

Rechte bezüglich Informa-

tionen, Verschwiegenheit, 

vertraulich, diskret 

K12 Transparenz, In- Transparenz innerhalb Informationsfluss zwi-
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nenverhältnis der Behördenmitarbeiter schen Mitarbeitern; offene 

Kommunikation 

K13 Transparenz, Füh-

rung 

Transparentes Verhalten 

zwischen Führungskraft 

und Mitarbeitern  

Entscheidungstranspa-

renz, Bewertungs- und 

Beurteilungstransparenz, 

klare Strukturen und Auf-

gabenverteilung, offene 

Kommunikation zwischen 

Mitarbeitern und Führung 

K2 Objektivität Unabhängigkeit des Ver-

haltens von subjektiven 

Einflüssen 

Diskriminierungsverbot, 

Objektivität, objektiv, 

sachorientiert 

K20 Gleichbehandlung, 

Außenverhältnis 

Verbot nicht gerechtfer-

tigter Ungleichbehand-

lung (Willkür) von Bür-

gern/ Kunden 

Diskriminierungsverbot, 

Objektivität, objektiv, 

sachorientiert, ohne Anse-

hen der Person, einheitli-

cher Service  

K21 Gleichbehandlung, 

Innenverhältnis 

Im Sinn von Chancen-

gleichheit der Mitarbeiter  

Gleichbehandlung, gleich-

berechtigter Zugang zu 

Bildungsmaßnahmen, 

faire Aufgabenverteilung, 

gleicher Lohn für gleiche 

Arbeit, „alle Mitarbeiter“ 

K22 Neutralität Politische und weltan-

schauliche Unparteilich-

keit des Handelnden im 

Amt 

Neutral, politisch unab-

hängig 

K3 Rechtmäßigkeit Bindung des Verwal-

tungshandelns an Ge-

setz und Recht. 

Rechtmäßig, nach Recht 

und Gesetz, Bindung an 

Gesetz, ordnungsgemäße 

Ausführung 

K30 Rechtssicherheit Anspruch der Beständig-

keit und Gewährleistung 

von Rechtsnormen 

Gewährleistung von 

Rechtssicherheit, rechtssi-

cher,  

K31 Ausübung von Be-

urteilungsspielräu-

men/ Ermessen 

Bereitschaft zu individu-

eller Abwägung inner-

halb der Grenzen des 

Individueller Fallbezug, 

Abwägung aller Argumen-

te 
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Rechts 

K4 Wirtschaftlichkeit Input-Output-Verhältnis Effizienz, effizient, wirt-

schaftlich, Kostenbe-

wusstsein,  

K5 Qualität Beschaffenheit und Güte 

einer Leistung 

Qualität, qualitativ hoch-

wertig, Optimierung, opti-

mieren,  

K50 Innovation Offenheit für Neues, For-

schung, Entwicklung 

Innovation, innovativ, in-

novatives Arbeiten, Er-

neuerung, Fortschritt 

K51 Ergebnisorientie-

rung 

Vereinbarung und Orien-

tierung an Ergebnissen 

und Zielen 

Effektivität, effektiv, er-

gebnisorientiert, Zielver-

einbarungen, Zielsetzung, 

Steuerung, Prozess 

K52 Evaluation Auswertung und Bewer-

tung von Handeln im 

Hinblick auf Qualität der 

Ergebnisse und Zieler-

reichung 

Evaluation, Auswertung, 

Selbstbetrachtung 

K53 Kooperation Zusammenarbeit  

K530 Partizipation Bürgerbeteiligung als 

demokratisches Element 

Ermöglichung von Bürger-

beteiligung, Nennung von 

Maßnahmen zur Bürger-

beteiligung (z. B. Bürger-

panel, Bürgerhaushalt, 

Bürgerforen, Bürgerbefra-

gung) 

K531 Kooperation, Au-

ßenverhältnis 

Zusammenarbeit mit 

externen Stakeholdern 

Kooperation, Vernetzung, 

Zusammenarbeit, fachli-

cher Austausch, gegensei-

tige Inspiration 

K532 Kooperation, In-

nenverhältnis 

Zusammenarbeit inner-

halb der Behörde 

Kooperative Arbeitsweise, 

Zusammenarbeit, Team-

fähigkeit, Teamorientie-

rung, gemeinsame Prob-

lemlösung, zusammen, 

Abstimmung, aufeinander 
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abgestimmt 

K533 Kooperation, Füh-

rung 

Zusammenarbeit von 

Mitarbeitern und Führung 

Kooperativer Führungsstil, 

demokratischer Führungs-

stil  

K54 Aus-, Fort- und 

Weiterbildung 

Vermittlung von berufsre-

levanten Fähigkeiten, 

Wissen und Kompeten-

zen 

Bereitschaft zu Aus-, Fort- 

und Weiterbildung, Lern-

bereitschaft, Lebenslan-

ges Lernen, Training, An-

gebote, Kompetenzsiche-

rung, Fördern, Qualifikati-

on. 

K6 Verantwortung Bewusstsein über die 

Bedeutung der Aufgabe 

 

K60 Allgemeinwohlori-

entierung 

Dienst an der Gesell-

schaft; Erfüllung von 

Aufgaben im Interesse 

des allgemeinen Wohls 

Allgemeinwohl, für die 

Allgemeinheit, für die Ge-

sellschaft, für die Bevölke-

rung, gesellschaftsrele-

vant. 

K61 Eigenverantwor-

tung 

Bereitschaft, Verantwor-

tung für das eigene Han-

deln zu übernehmen 

Eigenverantwortung, ei-

genverantwortlich, Dere-

gulierung, Freiräume für 

die Arbeit, eigene Zustän-

digkeitsbereiche 

K62 Nachhaltigkeit Handeln unter Berück-

sichtigung der Verant-

wortung für künftige Ge-

nerationen. 

Nachhaltigkeit, nachhalti-

ge Arbeitsweise, Berück-

sichtigung der Bedürfnis-

se/ Auswirkungen auf 

nachfolgende Generatio-

nen 

K7 Dienstleistungs-

orientierung 

Selbstverständnis als 

Dienstleister; Indikato-

ren: Service, Kundenbe-

griff, Bereitstellung all-

gemeiner Informations-

angebote 

Erbringung von Dienstleis-

tungen, Dienstleister, Ser-

vice, Angebot, Nachfrage, 

Verwendung des Kunden-

begriffs 

K8 Persönliche Tu-

genden 

Anforderungen an die 

Bediensteten 
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K80 Verlässlichkeit Verhalten einer Person 

stimmt mit Erwartungen 

an das Verhalten überein 

 

K800 Zuverlässigkeit Erwartungsgemäße Er-

ledigung anvertrauter 

Aufgaben. 

Zuverlässig, zuverlässige 

Arbeitsweise, terminge-

recht, rechtzeitig, Pünkt-

lichkeit, pünktlich, vertrau-

enswürdig, Erledigung 

anvertrauter Aufgaben, 

K801 Integrität Untadeligkeit der persön-

lichen Lebensführung 

Rechtschaffenheit, Unbe-

stechlichkeit,  

K802 Loyalität Loyalität beschreibt ein 

treues, zustimmendes, 

legales Verhalten eines 

Beamten gegenüber 

seinem Dienstherren. 

Loyalität, loyales Verhal-

ten, Identifikation mit den 

Aufgaben und Pflichten 

K803 Ehrlichkeit  Ehrlich, Ehrlichkeit, Wahr-

heitsgetreu, Aufrichtigkeit, 

Redlichkeit, Authentizität, 

authentisch, persönliche 

Offenheit 

K81 Motivation Antrieb für Handeln Motivation, motiviert, An-

trieb, Anreiz, Eigeninitiati-

ve 

K82 Hilfsbereitschaft Bereitschaft, auch ohne 

Aufforderung und ohne 

Gegenleistung Hilfe zu 

leisten. 

Hilfsbereitschaft, hilfsbe-

reit, gegenseitige Unter-

stützung, Zuvorkommen-

heit, Selbstlosigkeit 

K83 Angemessene 

Umgangsformen 

Individuelle Fähigkeit 

und Bereitschaft zu ge-

deihlichem, konstrukti-

vem Umgang 

Respekt, Achtung, Wert-

schätzung, Höflichkeit, 

konstruktive Zusammen-

arbeit 

K84 Flexibilität Anpassungsfähigkeit an 

wechselnde Umstände 

Flexibilität, flexibel, anpas-

sungsfähig 

Tabelle 5: Erweitertes Kategoriensystem 
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Kritik 

Das entworfene Kategoriensystem ist letztlich ein Versuch und als solches Ergebnis 

mehrerer Pretests am ausgewählten Material. Es gibt nahezu unendliche Möglich-

keiten das Kategoriensystem aufzubauen und zu ordnen. Dabei ergeben sich unter-

schiedlichste Unwägbarkeiten:  

1. Im Bereich von Wertvorstellungen hat nicht zwingend jede Kategorie eine endli-

che Zahl an Subkategorien. Hier kann lediglich induktiv abgegrenzt werden, was 

letztlich angesprochen oder zumindest angedeutet wird. Einige der Begrifflich-

keiten könnten mit ihren Indikatoren auch problemlos anderen Oberkategorien 

zugeordnet werden. 

2. Einige Begriffe sind sich so ähnlich, dass die geforderte Trennschärfe der Begrif-

fe nur unter größter Konzentration einzuhalten ist. Dies hat sich etwa gezeigt bei 

der Begriffstrias aus Unparteilichkeit (Neutralität), Unabhängigkeit und Objektivi-

tät. Erschwerend kommt hinzu, dass Leitbilder die Verwendung ihrer Begriffe 

scheinbar auch nicht immer reflektiert haben, sodass sich in diesem Bereich 

trotz versuchter Begriffsdefinition und Festlegung von Indikatoren beim Kodieren 

oftmals erhebliche Unsicherheiten ergeben, ob der Träger des Leitbilds die Be-

grifflichkeiten nicht vielleicht anders inhaltlich interpretiert. Aufgrund der sprach-

lichen Prägnanz des Materials, können derartige Unsicherheiten manchmal 

auch nicht über den Kontext ermittelt werden, weil dieser schlichtweg fehlt.  

3. Einige Begriffe, die deduktiv aus der Theorie als mögliche Kategorien in Frage 

kämen, sind inhaltlich gar nicht präzisierbar. Hier das schöne Beispiel Gerech-

tigkeit; in der OECD-Studie immerhin auf Platz 8 der meistgenannten wün-

schenswerten Kernwerte einer Verwaltung.36 

4. Das deutsche Öffentliche Recht hat eine Vielzahl ethischer Implikationen bereits 

normativ beantwortet. Vieles, was internationalen Ethik-Kodizes ausdrückliche 

Erwähnung wert ist, ist für das deutsche Verwaltungshandeln eingeübte Selbst-

verständlichkeit. Die Leitbilder können daher immer nur ergänzen, bleiben aber 

in ihrer ethischen Aussagekraft zwangsläufig begrenzt. Es ist daher über die rei-

ne Inhaltsanalyse der Leitbilder praktisch nicht möglich, Aussagen über die 

grundlegende ethische Prägung der Behörden zu generieren. 

Die gewonnenen Erkenntnisse sind also mit einiger Vorsicht zu behandeln, können 

aber zumindest einen Einblick in den ethischen Gehalt der untersuchten Leitbilder 

geben.  

 
36 Vgl. Tabelle 2: ASPA, Nolan-Committee, OECD 
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5 Ergebnisse 

5.1 Einfaches Kategoriensystem 

Nach Analyse der Leitbilder auf Basis des einfachen Kategoriensystems ergibt sich 

folgendes Bild: 

 

Abbildung 3: Ergebnis, einfaches Kategoriensystem 

Insgesamt wären 104 Nennungen aller Kategorien in acht Leitbildern möglich gewe-

sen, davon 56 Nennungen „alter“ Werte (K1 – K7) und 48 Nennungen „neuer“ Wer-

te. Nach Auszählung sind 39 Kategorienreferenzen in folgender Verteilung zu ver-

zeichnen: 

Kürzel Kategorie Häufigkeit, absolut Häufigkeit, relativ 

K1 Loyalität --- --- 

K2 Pflichtbewusstsein --- --- 

K3 Rechtmäßigkeit 4 50 % 

K4 Neutralität --- --- 

K5 Unabhängigkeit 2 25 % 

K6 Objektivität 1 12,5 % 

K7 Integrität --- --- 

K8 Effizienz 7 87,5 % 

K9 Transparenz 5 75 % 

K10 Qualität 8 100 % 

K11 Partizipation --- --- 

Kategorie Begriff LB1 LB2 LB3 LB4 LB5 LB6 LB7 LB8

K1 Loyalität 0 0 0 0 0 0 0 0
K2 Pflichtbewusstsein 0 0 0 0 0 0 0 0
K3 Rechtmäßigkeit 1 0 0 1 0 0 1 1
K4 Neutralität 0 0 0 0 0 0 0 0
K5 Unabhängigkeit 0 0 0 1 1 0 0 0
K6 Objektivität 0 0 0 0 1 0 0 0
K7 Integrität 0 0 0 0 0 0 0 0
K8 Effizienz 1 1 1 1 1 0 1 1
K9 Transparenz 1 0 1 1 1 0 1 0
K10 Qualität 1 1 1 1 1 1 1 1
K11 Partizipation 0 0 0 0 0 0 0 0

K12
Dienstleistungsorientieru
ng 1 1 1 1 1 1 1 1

K13 Eigenverantwortung 1 0 1 1 0 0 1 0
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K12 Dienstleistungsorientierung 8 100 % 

K13 Eigenverantwortung 4 50 % 

Tabelle 6: Häufigkeitenverteilung einfaches Kategoriensystem 

 
Für das einfache Kategorisierungssystem zeigt sich sehr deutlich, wie unterschied-

lich „alte“ und „neue“ Werte der Verwaltung in den Leitbildern abgebildet werden. 

Von den sieben im Berufsbeamtentum wurzelnden Kategorien (K1 – K7) werden 

vier Kategorien gar nicht erwähnt (K1, K2, K4, K7), zwei Kategorien (K5, K6) werden 

vereinzelt erwähnt und Kategorie 3 (Rechtmäßigkeit) immerhin in der Hälfte der un-

tersuchten Leitbilder. Von 56 möglichen Nennungen werden die Kategorien K1 bis 

K7 sieben mal und damit in 12,5 Prozent der Fälle angesprochen.  

 

Anders verhält es sich mit den „neuen“ Werten (K8 – K13). Mit Ausnahme von Ka-

tegorie 11 (Partizipation), die gar nicht erwähnt wird und Kategorie 13 (Eigenver-

antwortung), die in der Hälfte der Leitbilder angesprochen wird, werden die übrigen 

Kategorien mehrheitlich aufgeführt. Besonders herausragend hierbei, dass in allen 

Leitbildern auf die Dienstleistungsorientierung (K12) und den Qualitätsanspruch 

(K10) und in immerhin sieben von acht Leitbildern auch auf Effizienz (K8) hingewie-

sen wird. Von 48 möglichen Fällen werden K8 bis K13 32-mal referenziert. Dies 

entspricht einem Anteil von 66,7 Prozent.  

 

Diese Daten deuten zumindest darauf hin, dass Leitbilder bevorzugt ein modernes 

Bild von Behörden vermitteln wollen. Indes haben wir für Behörden in Deutschland 

die Besonderheit, dass viele ethische Mindestanforderungen bereits durch Vor-

schriften und tradierte Prinzipien des Beamtentums verrechtlicht oder zumindest im 

Bewusstsein und Selbstverständnis verankert sind. Daher gibt es für Deutschland 

keinen Anlass, diese noch einmal explizit in einem Leitbild auszuformulieren. Ihr 

Geltungsanspruch ist gesetzlich manifest. Dies könnte zumindest erklären, warum 

gerade diese individualethischen Anforderungen keine Erwähnung finden. Jeden-

falls kann aus ihrem Fehlen nicht zwingend geschlossen werden, dass diese Werte 

keine Rolle mehr spielen. Möglicherweise sind sie nicht angesprochen, weil sie 

schlicht bereits ausreichend verinnerlicht sind. Das hohe Vorkommen der Katego-

rien Effizienz, Qualität, Dienstleistungsorientierung und Eigenverantwortung lässt 

auf eine überwiegend konsequentialistische Ausrichtung der Leitbilder schließen. Es 

ist aber auch nicht auszuschließen, dass es sich schlichtweg um „Modebegriffe“ 

handelt, deren Zuschreibung einer Behörde jedenfalls nicht schaden kann. Es be-

dürfte hierin einer Untersuchung darüber, welche konkreten Maßnahmen die unter-
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suchten Behörden zur Erreichung der im Leitbild verankerten Vorstellungen imple-

mentiert haben.  

 
5.2 Erweitertes Kategoriensystem 

Nach Analyse der Leitbilder auf Basis des erweiterten Kategoriensystems ergibt sich 

folgendes Bild: 

 

 

Abbildung 4: Ergebnis, erweitertes Kategoriensystem 

 

Code Kategorie LB1 LB2 LB3 LB4 LB5 LB6 LB7 LB8

K1 Transparenz 0 1 0

K10
Transparenz, 
Außenverhältnis 1 0 1 1 0 0 1 0

K11 Datenschutz 1 0 0 0 0 0 0 0

K12
Transparenz, 
Innenverhältnis 1 0 1 1 0 1 1 0

K13 Transparenz, Führung 1 0 1 1 0 0 1 0
K2 Objektivität 0 1 1 0 0

K20
Gleichbehandlung, 
Außenverhältnis 1 0 0 0 0 0 0 0

K21
Gleichbehandlung, 
Innenverhältnis 0 0 1 0 0 0 1 0

K22 Neutralität 0 0 0 1 0 0 0 0
K3 Rechtmäßigkeit 1 1 1 1 1 0 1 1
K30 Rechtssicherheit 1 0 0 0 0 0 1 1

K31
Ausübung von 
Beurteilungsspielräumen/ 
Ermessen 0 0 0 0 0 0 0 0

K4 Wirtschaftlichkeit 1 1 1 1 1 0 1 1
K5 Qualität 1 1
K50 Innovation 1 1 1 1 1 1 1 1
K51 Ergebnisorientierung 1 0 1 1 1 1 1 1
K52 Evaluation 1 0 1 1 0 0 1 1
K53 Kooperation 1

K530
Partizipation/Bürgerbeteilig
ung 0 0 0 0 0 0 0 0

K531
Kooperation, 
Außenverhältnis 1 1 1 1 0 1 1 1

K532
Kooperation, 
Innenverhältnis 1 0 1 0 1 1 1 1

K533 Kooperation, Führung 1 0 0 0 0 0 1 1

K54
Aus-/ Fort- und 
Weiterbildung 1 0 1 1 1 1 1 1

K6 Verantwortung 1 1 1

K60 Allgemeinwohlorientierung
1 1 0 1 1 1 1 1

K61 Eigenverantwortung 1 0 1 1 0 0 1 0
K62 Nachhaltigkeit 1 1 1 0 1 0 1 0

K7
Dienstleistungsorientierun
g 1 1 1 1 1 1 1 1

K8 Persönliche Amtstugenden
1 0 1

K80 Verlässlichkeit 0 0
K800 Zuverlässigkeit 1 1 1 0 0 1 1 1
K801 Integrität 0 0 0 0 0 0 0 0
K802 Loyalität 0 0 0 0 0 0 0 0
K803 Ehrlichkeit 0 0 0 0 0 0 1 0
K81 Motivation 1 0 1 1 0 1 1 1
K82 Hilfsbereitschaft 1 1 1 1 0 0 0 1

K83
Angemessene 
Umgangsformen 1 0 1 1 0 0 0 1

K84 Flexibilität 1 0 1 0 0 1 1 1
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Bei der Auswertung der Daten zeigt sich, dass die Kategorien K5 (Qualität), K6 

(Verantwortung) und K7 (Dienstleistungsorientierung) durchgehend angesprochen 

werden. Das Ziel Qualität soll dabei durch Innovation, Ergebnisorientierung, Koope-

ration und Mitarbeiterqualifikation erreicht werden. Hervorzuheben ist, dass, trotz 

nahezu durchgängiger Ergebnisorientierung, die für Leitbilder schon recht konkrete 

Absicht der Evaluation weniger oft genannt wird. Kooperation, also Zusammenarbeit 

mit dem Ziel der Qualitätssteigerung der eigenen Arbeit, soll bevorzugt im Zusam-

menspiel mit externen Stakeholdern geschehen. Die demokratische Spezialform der 

Bürgerbeteiligung spiegelt sich in keinem der Leitbilder wider.  

K6 (Verantwortung) wird ebenfalls durchgehend als Wert genannt, wobei sie sich 

hauptsächlich über eine unspezifische Allgemeinwohlorientierung äußert, der man 

sich verantwortet sieht. Personalisierte Eigenverantwortung der Bediensteten ist nur 

in vier von acht Leitbildern ausdrücklich verortet.  

Alle Leitbilder zeigen eine dienstleistungsorientierte Prägung und überwiegende 

Ausrichtung an Wirtschaftlichkeitserwägungen. 

 

Interessant ist die Betrachtung der (Sub-)Kategorien, die gar nicht oder nur verein-

zelt auftauchen. Gar nicht in den Leitbildern sind K31 (Ausübung von Beurteilungs-

spielräumen/ Ermessen), K530 (Partizipation), K801 (Integrität) und K802 (Loyalität) 

abgebildet. Nur vereinzelt vorhanden sind K11 (Datenschutz), K20 (Gleichbehand-

lung, Außenverhältnis) und K22 (Neutralität). Dafür kommen vielfältige Begrün-

dungsansätze in Betracht. Die Loyalität eines Beamten ist diesem, ebenso wie In-

tegrität und Neutralität, bereits aus dem Beamtenrecht aufgetragen. Unter der An-

nahme, dass diese Grundsätze bereits ausreichend verinnerlicht sind, bedarf es 

keiner zusätzlichen Verankerung im Leitbild. Der Gleichbehandlungsgrundsatz leitet 

sich ab aus Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz und ist dem Beamten damit verfas-

sungsrechtlich aufgegeben. Zwar gibt es auch im Bereich des Datenschutzes ein-

schlägige Rechtsvorschriften, allerdings ist die Schweigsamkeit der Leitbilder dazu 

insofern bemerkenswert, als dass sich gerade im Gegenspiel aus Transparenz im 

Außenverhältnis und Datenschutz realiter Dilemmasituationen für Verwaltungshan-

delnde ergeben können. Dies ließe sich nur vermeiden, wenn und sofern die Leitbil-

dentwickler von vorneherein den Primat des Gesetzes für jegliches Verwaltungs-

handeln mitgedacht haben und sich die in den Leitbildern verankerten Absichten 

ohnehin nur auf den unregulierten Bereich bezögen. Im Falle der postulierten 

Transparenz ist angesichts umfangreicher gesetzlicher Bestimmungen zu Daten-

schutz, aber auch zu Begründungs- und Auskunftspflichten und Akteneinsicht im 

Verwaltungsverfahren oder Auslegungsfristen bauleitplanerischer Unterlagen und 
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dergleichen mehr fraglich, was die „Leitbild-Transparenz“ darüberhinaus noch ga-

rantieren soll. Redundant erscheint in diesem Zusammenhang auch die häufige 

Nennung von K3 (Rechtmäßigkeit), da sie offensichtlich nicht im Zusammenhang 

mit Überlegungen zu ethischer Ausübung von Ermessen verknüpft ist.  

 

Übergreifend lässt sich feststellen, dass die untersuchten Leitbilder die Spannbreite 

aus Werten der konsequentialistischen Ethik sowie der Pflichtenethik aufgreifen. 

Elemente konsequentialistischer Ethik sind etwa die Orientierung an Wirtschaftlich-

keit mit den geforderten Input-Output-Erwägungen und ihrer Wirksamkeitsbetrach-

tungen, weiterhin die Qualitätsorientierung und auch der Kategorie Verantwortung 

liegt der Fokus der Handlungsfolgenbetrachtung schon begrifflich eingegeben. Der 

deontologische Teil wird abgedeckt durch die dem Verwaltungshandeln verpflich-

tend aufgegebenen Handlungsvorgaben und die normierten Amtspflichten. Sie 

spiegeln sich etwa wider in den Kategorien Rechtmäßigkeit, Objektivität und soweit 

gesetzlich geregelt auch in Transparenz und Datenschutz. Individualethisch finden 

sich die persönlichen Tugenden des Amtswalters. Zur Institutionenethik gehören die 

Sicherung von Integrität, vor allem im Sinne der Korruptionsbekämpfung, die in den 

untersuchten Leitbildern aber nicht angesprochen wurde, sowie die Festlegung und 

Durchführung von Sanktionen und Schaffung von Anreizstrukturen für moralisches 

und wertvolles Handeln ihrer Mitglieder. Auch die Festlegung von Führungsprinzi-

pien und Förderung von Eigenverantwortung gehört in diesen Bereich.  

 

Die Schwierigkeit im Umgang mit den gewonnenen Daten liegt in ihrer Beliebigkeit. 

Es ist nahezu unmöglich überhaupt valide Aussagen zu gewinnen, weil letztlich im 

großen Rahmen gar nicht so ganz klar ist, was überhaupt gemessen werden kann. 

So bleibt es bei einer Aufstellung von Werten und Verhaltenserwartungen, die in 

den Leitbildern mehr oder weniger offensichtlich für wünschenswert erachtet wer-

den. Dabei zeigt sich in allen Leitbildern eine Tendenz zu den moderneren Werten. 

Letztlich bleibt der Eindruck, dass die untersuchten Leitbilder nur schmückendes 

Beiwerk eines ethischen Öffentlichen Rechts sind. Ihre in weiten Teilen unsystema-

tische und schlagwortartige Zusammenstellung vermag sich im Falle von Wertekolli-

sionen wohl kaum als hilfreich erweisen. An dieser Stelle bietet sich Raum für weite-

re Forschung: eine empirische Untersuchung ob und mit welchen konkreten Maß-

nahmen die in den Leitbildern formulierten Vorstellungen tatsächlich in praxi umge-

setzt werden.   
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6 Fazit  

Aus der wissenschaftstheoretischen Vorarbeit hat sich gezeigt, dass eine Auseinan-

dersetzung mit Verwaltungsethik in Deutschland in jüngerer Vergangenheit zwar 

zugenommen hat, aber dennoch insgesamt eine Randerscheinung darstellt. Seinen 

Grund findet dies hauptsächlich im starken Öffentlichen Recht. Vieles, was andere 

Länder sich erst mühsam in Ethik-Kodizes, Codes of Conducts et cetera erarbeiten 

mussten, ist in Deutschland selbstverständlich. Das Grundgesetz, die Verwaltungs-

verfahrensgesetze und das Beamtenrecht sind in Teilen Norm gewordene Verwal-

tungsethik ohne dass dieser Begriff je dafür verwendet worden wäre. Wie wertvoll 

wäre es da, auch in der Verwaltungsausbildung dann und wann nicht nur reine 

Rechtsanwendung, sondern auch ein wenig Rechtsphilosophie zu betreiben. Wie 

wertvoll wäre es, nicht nur zu erkennen WIE eine Norm angewendet werden muss, 

sondern auch WARUM es sie gibt. Ein Verwaltungsschüler, der schon die ethischen 

Dimensionen des Rechts zu erkennen vermag, ist womöglich offener für das ethi-

sche Übermaß, das gerade nicht von Gesetzen erfasst ist und empfindsamer für die 

ethischen Dimensionen in denen er sich als Angehöriger einer Behörde bewegt.  

Was den empirischen Teil dieser Arbeit betrifft, so hat sich letztlich bewiesen, was 

schon zu Beginn zu besorgen war: Die empirische Methode der Inhaltsanalyse, die 

so abhängig ist von der semantischen Prägnanz ihrer Kategorien und Indikatoren, 

ist in der Breite kaum seriös und mit der geforderten wisschenschaftlichen Güte 

durchzuführen. Am ehesten kann dies gelingen durch eine starke thematische Ver-

engung, so wie es das einfache Kategoriensystem gezeigt hat. Im Ergebnis zeigen 

die untersuchten Leitbilder eine Ausrichtung an den modernen Werten der Verwal-

tung. Sie sind wohl ergänzend zu den ethischen Regelungen des Öffentlichen 

Rechts zu behandeln. In der Zusammenschau mit den internationalen Wertestan-

dards wird noch einmal deutlich, dass das deutsche Verwaltungsrecht hier schon 

ganze Arbeit geleistet hat, sodass die Notwendigkeit eines Leitbildes mit einigem 

Recht zumindest in Frage gestellt werden kann. Dass im Bereich der Staatsverwal-

tung Sachsens lediglich acht publizierte Leitbilder (die medizinethischen Leitbilder 

der Sächsischen Landeskrankenhäuser nicht miteingerechnet), darunter keines auf 

Ministerialebene, zu verzeichnen sind, dürfte Ausdruck dieser spezifischen legalisti-

schen Prägung sein. Ergänzend zu den Betrachtungen dieser Arbeit wäre es span-

nend, den Entstehungsprozess der untersuchten Leitbilder durch Befragung nach-

zuzeichnen. Hierdurch ergäbe sich ein Kontext, der dazu beitragen könnte, unklare 

Begriffsverwendungen weiter zu schärfen und die Güte des Kategoriensystems zu 

steigern. 
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Diese Arbeit hat versucht zu zeigen, wie Verwaltungsethik sich manifestiert, welche 

Werte ihr zugrundeliegen können. Vielleicht aber setzt ein ethisches Selbstver-

ständnis noch tiefer an – nämlich in sich selbst: 

„Die Verwaltung ist „ethisch“ schon in sich; schon durch ihren amtlichen Altruismus; 

schon durch ihren Charakter eines Verfassungsgeschenkes; sie ist „ethisch“, weil 

sie eine Verwaltung der Würde und der Freiheit des Menschen ist und sein darf.“37

 
37 Trappe, Tobias: Ideen zu einer Ethik der öffentlichen Verwaltung aus Sicht der Philosophie. In: Lück-
Schneider, Dagmar/ Kirstein, Denis (Hrsg.): Verwaltungsethik – Selbstverständnis und Themenfelder in 
Lehre, Forschung und Praxis an den FHöD. Redebeiträge und Thesen des 24. Glienicker Gesprächs. 
Berlin 2013, S. 75-86, hier: S. 85. 
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